
Vorlagefrage 

Sind — auch unter Berücksichtigung der Qualifizierung der 
fraglichen Art. 18, 20 und 21 des Gesetzes vom 13. April 
1995 über den Handelsvertretervertrag nach belgischem Recht 
als besondere, zwingende Vorschriften im Sinne von Art. 7 Abs. 
2 des Übereinkommens von Rom — die Art. 3 und 7 Abs. 2 
dieses Übereinkommens, gegebenenfalls in Verbindung mit der 
Richtlinie 86/653 des Rates vom 18. Dezember 1986 zur Koor­
dinierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
die selbständigen Handelsvertreter, dahin auszulegen, dass sie 
die Anwendung der besonderen, zwingenden Vorschriften des 
Rechts des Staates des angerufenen Gerichts, die einen umfas­
senderen Schutz als den nach dieser Richtlinie vorgeschriebenen 
Mindestschutz bieten, auf diesen Vertrag gestatten, auch wenn 
sich herausstellt, dass für den Vertrag das Recht eines anderen 
EU-Mitgliedsstaats gilt, in das ebenfalls der Mindestschutz der 
genannten Richtlinie umgesetzt worden ist. 

Vorabentscheidungsersuchen des Cour constitutionnelle 
(vormals Cour d'arbitrage) (Belgien), eingereicht am 26. 
April 2012 — I.B.V. & Cie SA (Industrie du bois de 

Vielsalm & Cie SA)/Région wallonne 

(Rechtssache C-195/12) 

(2012/C 200/12) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour constitutionnelle (vormals Cour d'arbitrage) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: I.B.V. & Cie SA (Industrie du bois de Vielsalm & 
Cie SA) 

Beklagte: Région wallonne 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 7 der Richtlinie 2004/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über die 
Förderung einer am Nutzwärmebedarf orientierten Kraft- 
Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Ände­
rung der Richtlinie 92/42/EWG ( 1 ), gegebenenfalls in Ver­
bindung mit den Art. 2 und 4 der Richtlinie 2001/77/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Sep­
tember 2001 zur Förderung der Stromerzeugung aus erneu­
erbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt ( 2 ) und 
mit Art. 22 der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur För­
derung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 
und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG ( 3 ) im Licht des 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes, des Art. 6 des Vertrags 
über die Europäische Union und der Art. 20 und 21 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union dahin aus­
zulegen, dass er 

a) nur auf die Anlagen mit hocheffizienter Kraft-Wärme- 
Kopplung im Sinne von Anhang III der Richtlinie An­
wendung findet, 

b) verlangt, zulässt oder verbietet, dass eine Fördermaß­
nahme wie die in Art. 38 § 3 des Dekrets der Wallo­
nischen Region vom 12. April 2001 zur Organisation 
des regionalen Elektrizitätsmarktes enthaltene für alle 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen zur Verfügung steht, 
die hauptsächlich Biomasse verwerten und die in dem 
genannten Artikel festgelegtenVoraussetzungen erfüllen, 
mit Ausnahme der Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die 
hauptsächlich Holz oder Holzabfälle verwerten? 

2. Ist die Frage anders zu beantworten, wenn die Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlage hauptsächlich nur Holz oder im Gegenteil 
nur Holzabfälle verwertet? 

( 1 ) ABl. L 52, S. 50. 
( 2 ) ABl. L. 283, S. 33. 
( 3 ) ABl. L 140, S. 16. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
(Deutschland) eingereicht am 3. Mai 2012 — Walter 

Endress gegen Allianz Lebensversicherungs AG 

(Rechtssache C-209/12) 

(2012/C 200/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Walter Endress 

Beklagte: Allianz Lebensversicherungs AG 

Vorlagefrage 

Ist Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 der Zweiten Richtlinie 
90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 ( 1 ) unter Be­
rücksichtigung des Artikel 31 Absatz 1 der Richtlinie 
92/96/EWG vom 10. November 1992 ( 2 ) dahin auszulegen, 
dass er einer Regelung — wie § 5a Absatz 2 Satz 4 Versiche­
rungsvertragsgesetz (VVG) in der Fassung des Dritten Gesetzes 
zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Juli 1994 (Drittes 
Durchführungsgesetz/EWG zum Versicherungsaufsichtsgesetz
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